
Oscar W. GabrielNolker KunzfThomas Zapf-Schramm 

Parteiideologien und Problemverarbeitung 
in der kommunalen Infrastrukturpolitik 

l. Das Untersuchungsproblem I) 

Die kommu nalen Gebietskörperschaften spie len in 
De utschla nd tradit ione ll eine Schlüsselrolle als Trä­
ger de r öffe nt lichen Dase insvorsorge. Die Infra­
stru kturaUSslillt un g de r Bundesrepublik hängt nich t 
zuletzt \'on den En tscheidungen ko mmu nale r O r­
gane ab. Als Träger der örtlichen Planu ngshoheit 
wirken d ie Ge meinden millc lbar ode r unmiltc lbar 
an sämt lichen raumbezoge nen Planungen des Staa­
tes mit. Dadurch beeinfl ussen sie maßgeblich die 
räumliche Verte ilung der von ö ffentlichen T räge rn 
erste llten wirtschaft lichen . sozialen und kulture llen 
Infrastruktu r2) . D arüber hinaus verfOge n sie über 
einen mittelbaren Einfluß auf die Verteilung priva­
ter Infrastrukture inrichtunge n . da di e Standorte nt­
scheidungen de r Privatwirtschaft nicht zuletzt vo n 
der bereits vorhandenen örtlichen Infrastruktur ab­
hängen. Für die Lebensqualit ät de r Bundesrepublik 
maßgebliche Entscheidunge n fall en inso fe rn in Ge­
meinderäten und Kreistage n. 

Zu den wichtigste n Gestahungsinstrumenten der 
staatlichen Infraslrukrurpolitik gehören die Investi­
tionsentscheidungen der Kommunen . Die Zahl und 
die Qualität der Schulen. de r Sport- und Fre izeit­
einrichtungen . der Einrichtunge n zur Ve r- und Ent­
sorgung usw. werden bestimmt durch di e Höhe und 
die strukturelle Zusammense tzung der öffentlichen 
Invcstitionsausgaben. von denen die Gemeinden 
und Gemeindeverbände über 60 Prozent tä tigen 1) . 
Die struktur- und konjunkturpolitische Bede utsam­
keil der kommunalen Investiti onsausgaben geht aus 
Art . 104 a. Abs . 4 GG he rvor . der dem Bund unter 
struktur- und konjunkturpolitischen Gesichtspunk­
ten einen direkten Zugriff auf die Ausgestaltung 
der kommunalen Investitionen eröffne t. Demnach 
kann der Bund den Lä ndern und den Gemein­
den Finanzhilfen für konjunktur- oder strukturpo--

J) Diese Untersuchung faßt die wichtigslcn Ergebnisse eines 
\'on den Verfassern bearbeitelen und \'on der Stiftung Volks­
wagenwerk fi nanzienen Forschungsprojektcs über die Bc­
stimmungsfa ktore n der kommunalen tnvestitionspolitik in 
RheinJand-Pfalz zusammen. Auf Angalx::n zum methodi­
schen Vorge hen wird in d iesem Beitrag verzichtet. Sie sind 
im Projcktbcricht enthalten. der im Herbst 1989 \'erOffent­
Heht wird . 
2) Vgl. Hinrich Steffe n, Zum Handlungs- und Entwicklungs­
spielraum der kommunale n In\'cstitionspolitik in der Bun­
desrepublik Deutschl and . Frankfurt u. a. 1983. S. 1 f. 
3) Vgl. Hannes Rehm . Der volkswirtschaftliche Stellenwert 
kommunaler Investit ionen . in : Archiv für Kommunah,';sscn­
scharten . Sonderband 1987. S. 9rf .. bes. Tab. 2. 
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li tisch bedeu tsame In ves ti tionen gewähre n. Die 
Investi tionshi lfekompetenz des Bundes erstreckt 
sich miu lcrwcile auf zahl re iche in frastru ktur­
polit isch bedeutsame Handlungsfelder der Kom­
munen") . 

In der kommunalwisse nschaft li che n Diskussion ist 
di e l nvcstitionspoliti k seit la nger Ze it ci n bedeutsa­
mes Thema. we nn auch unter e ine m verhältnismä­
ßig begrenzten Blkkwinke l. Ein be träch tlicher Teil 
de r e inschl ägigen Untersuchunge n bezieht sich au f 
die Beziehu nge n zwischen staatl ichen In vestitions­
hilfe n und ko mmunalen In vcstitio nsenlScheidun­
gen . Ve rfechte r ei ner integrierte n gesamtstaat li­
chen Strukturpl anung krit isie ren dabei die unzu­
längliche struktu rpoliti sche Stcuerungskapazi tät 
de r staatlichen Invest itionshilfen. Dem halten 
Krilike r a us Wisse nschaft und ko mmunaler Pra­
xis die Auße nsleue ru ng de r kommunalen ln­
vcstit ionen durch staatliche Rahmenvorgabcn. 
insbesonde re durch die Investitio llszuweisungen. 
emgegen 5) . 

Von wenigen Ausnahmen a bgesehen . fanden 
ne uere politikwissenschaftliche Analyscko nze pte. 
wie sie im Rahmen der Policy Output-Forschung 
entwickelt wurden . auf die kommunale Ausga­
benpolilik in de r Bundesrepubtik (insbesonde­
re auf die In vcstitio nspolitik) bislang kaum Anwen­
dung 6) . Dies ist insofern ve rwunderlich. als sich 

A) Vgl. die Übersichtcn bei Fritz W. ScharpUBemd Rei~rt1 
Franz Schnabel. Poli tikvcrflcchtung. Theorie und Empirie 
d es kooperativen I-"öderalismus in der Bundesrepublik. 
KIonlx:: rg 1976. S. 71 ff .. 133 Cf. : Georg P. Schwarz./Oscar 
W . Gabricl. Kommunalpoli tik und Po1itihcrflcchtung. Zen· 
tralisierungstcndenzcn \'crsus kommunale Autonomie . jn: 
Politische Bildung. 15 (1 982). S. 32f .. 43. 
S) Vgl. dic Dars tellung dieser Positionen lx::i Lothar Beinkel 
Raine r Frcy. Kommunale Finanz- und Wirtschaftspolitik . in : 
Rainer Frey (Hrsg.). Kommunalc Dcmok.ntic. Beiträge fü r 
die Praxi5 der kommunalen Selbstverwaltu ng. Bonn 1976. 
S. 219- 240: Rolf Cacsar/Manfrcd Kops. Abbau des Dota­
tionswcsens zwischen Ländern und Gemeinden ? Eine Unter­
suchung am Beispiel Nordrhein-Westfalens. in : Archiv für 
Kommunalwisscnschaft , 12 (1983) , S. 50-73; »emd Rel$­
sen . Staatliche Finanzzuweisungen und kommunale Investi­
tionspolitik , unv. DiS!. an der Freien Universität Berlin 198-t 
S. 19ff .. 35 ft ; Benold Tillmann . Po litikverflechtung 2\\;­
schen Ze ntralinstanz und lokaler Ebene. in : R. Frey (5. 0. ). 
S. 66-96. 
6) Vgl. z. B. Roben C. Fried , Politics. Econo mics and Fede­
ralism: ASpects or Urban Go\lemmenl in Austria . Germany 
and Switzcrland . in: Terry N. Oark (Hn g.). Comparath'e 
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gerade die Policy Output-Forschung dazu eignet. 
eine Verbindung zwischen der traditione llen struk­
tur- und prozeßbczogenen Kommunalwisscnschaft 
und den neuerdings stark expandierenden politik­
feldbezogenen Analysen herzustellen. Sie versucht 
nämlich. die Inhalte staa tli cher und ko mmunaler 
Entscheidu ngen durch di e Struktur des kommuna­
len Entschcidungssystems und den Ablauf ko mmu­
naler Entscheidungsprozesse zu erklären . Diese 
Untersuchungen basieren größtenteils au f der Sy­
slcmtheo ri e David Eastons. der dem polit ischen 
System in der gesamtgesellschaftlichen Arbeitste i­
lung die Aufgabe zuschreibt. Impulse aus de r Um­
welt aufzunehmen und sie im Rahmen systeminter­
ner Prozesse in autoritative Entscheidungen umzu­
wandeln (näheres dazu im Abschnitt 3 d ieses Bei­
Irages) 7). 
In den Vereinigte n Staaten bezogen sich d ie fruhen 
Poliey Output-S tudien au f die Politik der Kommu­
nen und der Einzelstaaten. Rela tiv rasch kristalli­
sierte sich dabe i eine Auseinanderse tzung über de n 
Ste llenwert originär poli tischer Faktoren für den 
Inhalt polit ischer Entscheidungen heraus. Um diese 
Frage geh t es auch in dieser Arbeit : Einige Forscher 
unterstellten einen Ei nnuß der Merkmale des loka­
len politischen Systems au f den Inhalt kommunal­
polüischer Ent scheidu ngen. andere dagegen be­
stritten dies und betrachteten die Allokationsent­
scheidunge n der Kommunen vorne hmlich als Pro­
dukt des sozioökonomischen Entwicklungsgrades 
der betreffenden lo kalen Einheiten 8) . Während 
sich die ersten Arbeiten auf dem Gebiet der Poli cy 

Community Politics. Ncw York 1974. S. 313-350;- Robert 
C. Fried . Party and Polle)' in West·Ge rman eities. in : Amc­
riean Political Science Revie ...... 70 (1976). S. 11-24: Hans 
Groncr/Wolfgang JacdiekelKurt Ruhland. Rote Po litik im 
sch ..... anen Rathaus? Bestimmungsfaktoren der wohnungspo­
litischen Au~gabcn bundcsdcutscher Großstädte. in: Politi­
sehe Viertcljah resschrift. 29 (1988), S. 42-.57; Volker Kunz} 
Thomas Zapf-Schramm. Ergebnisse der Haushahsentschei­
dungsprozcsse in den kre isfreien Städten der Bundesrepu­
blik. in: Bicter Schimankc (Hrsg.), Stadtdirek tor und 
BUrgcnneister . Oasel 1989 (im Erschcinen); Robert C. 
Rickards. Ursachen für die nich tinkrcmcn talc Bildung \ '011 

Haushaltspriori tliten in bundcsdcutschcn Stlidten. in: Archiv 
fü r Kommunal .... iss.cnschaflen. 24 (1985) . S. 295-309. 
1) Vgl. D:lVid Easton. A Syste ms Analysis of Political Life. 
r\cw York 1965. S. 22. 
I) Vgl. die erste de utschsprachige Zusammenrassung dieser 
Diskusston be i Adricnne Windhoff-Hc ritier . Die Policy Out­
put Analyse - e ine Fragcpcrspckti\'e für die deutsche lokale 
Politikrorschung? in: Paul Ke\'enhörster (Hrsg.). Lokale 
Politik unter elCekuth'er Führerschaft . Meiscnheim am Glan 
1977. S. 325-353_ 
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Output-Forschung noch mit den unterschiedlich­
sten Struktur- und Prozeßmerkmalen der unter­
suchten pol itischen Einheiten beschäft igten, kon­
ze ntrieren sich die neueren , vor alle m auf Westeu­
ropa bezogenen empirischen Sludien auf die Rele­
vanz der Machtverte ilung im lo kalen Part eiensy­
stem für di e materiellen Entscheidungen der kom­
munale n Organe. Aus dem Konzept wohlfahrts­
staat licher Po lüik leiteten sie die Annahme ab . bür­
gerli che Mehrheiten in kommunalen Parlamenten 
und Verwaltungen neigten dazu , die kommunalen 
Ausgaben und Einnahmen zu begrenzen . während 
linke Parte ien eine expansive Ei nnahmen- und Aus­
gabenpolitik betrieben 9). 

Fü r die pol itikwissenschaftliche Gemeindefor­
schung ist die Frage nach dem Ei nn uß polit ischer 
Struktur- und Prozeßmerkmale auf den Inhalt poli­
tischer Entscheidu ngen von großer Bedeu tun g 
- auen un ter demok rati etheo retischen Gesichts­
punkten. Wenn sich nämlich nachweisen läßt, daß 
die Kontrolle der politischen Führung durch eine 
bestimmte PaneL die Intensität des politischen 
Wettbewerbs in einer Gemeinde . die politische Ak­
tivit ät der Bevö lkerung oder andere Merkmale des 
poli tischen Systems den Inhalt kommunalpolili­
scher EntSCheidungen nicht beeinflussen . dann wird 
das Selbstverständnis einer Wettbewerbsdemokra­
tie in Frage geste llt. Auf der anderen Seite relati­
viert der Nac hweis e ines Zusammenhanges zwi­
sche n politischen Struktur- und Prozeßmerkmalen 
und de n Inhalten kommunaler Politik die in der 
Bundesrepublik auch heule noch weit , 'erbreite te 
Interpre tation de r Kommunalpolitik als einer unpo­
li tischen , re in sachbezogenen Regelung von Ver­
waltungsabJäufen 10). 

9) Dieser Forschungsansatz wurde bislang in Untersuchun­
gen der nationalen . cintt tstaattichcn und lokalen Policics 
angewandt . Studien über die Policics kommunaler Gebiets· 
körperschaften liegen für zahlreiche westliche Demokratien 
\·or. Z. ß . fü r die USA. Großbritannien. Belgien. Frank ­
reich . Italien. Dänemark. t>:orwegen und für die Bundesre­
publik Deutschland; de taillie rte Angaben hierzu fi nden sich 
in: Oscar W. Gabriel/Votkcr KunzflllOmas Zapf-Schramm. 
ßestimmungsraktorcn kommunater Jm·estitionsOlusgaben. 
Abschlu ßbericht über das Forschungsprojekl für die Stiftung 
VoU,swagcnwerk. fI,'ia inz: Institut fü r Politi k ..... isscnschaft . 
1989. 
10) Vgl. Oscar W. GabrieVPeter Haungs/l'.1althias Zcndc r . 
Opposition in Großsladlparlamcnlen. Meile 198..1 ; O~r 
W. Gabriel. Lokales P:l rteiensystem z ..... ische n MehrheIts­
und Verhandlungsdemokralie. Eine empirische Analyse von 
49 Gemeinden in Rhcinland-Pfalz. in : Diete r Obcrndörfe rl 
Gcrd Micl kc/Karl Schmitt (Hrsg.). Parteien und regionale 
politische Kultur . Berlin 1989 (im Er§cheinen). 
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11. Die Investitionsausgaben der verbandsfreien Städte und Gemeinden 
in Rheinland·Pfalz 

Gegenstand unserer Untersuchung si nd die aus ci· 
genen Mitteln finanzierten Sachinvcsti lionen der 49 
vcrbandsfreien Städte und Gemeinden in Rhein­
land-Pfalz auf den Gebieten KulturfWissc nschaftl 
Forschung. SportIErholung und Verkehr in den 
Jahren '1978 bis 1985. Als öffent liche Investition 
bezeichnet Schwarting ,jede Erhöhu ng bzw. Er­
neue run g des öffentlichen Kapilalstocks" 11). Ocr 
größ te T eil hiervon en tfälll auf Sachinvcst itionen, 
d . h. auf den Erwe rb oder die Instandsc tzung \'On 
Gebäuden und Ausrüstungen. Als Veränderung 
des Vennögensbcstandcs einer Gemeinde sind die 
kommunalen Invest itio nsausgaben Bestandteile 
des Vermöge nshaushaltes. Bereinigt man die Brut­
toinvestitionen einer Kommune um die staa tlichen 
Investitionszuweisungen. dann erhält man die 
Eigeninvestitionen 12). 

Differenzierte Informationen über die Ausgaben· 
politik kreisangehörige r Städte und Gemeinden auf 
einzelnen Politikfelde rn sind fü r Rheinland·Pfalz 
erst seit 1978 verfügbar. Aufgrund ihre r Stellung im 
Verwaltungssystem vo n Rheinland-Pfalz IJ) eignen 
sich vornehmlich die kreisfreien Städte und ver­
bandsrreien Gemeinden für eine ve rgle ichende em· 
pirische Analyse der Investitionspolitik . 1m Unter­
schied zu den kleinen . finanzschwachen verbands· 
8.fIgehörigen Gemeinden betätigen sich die \'on uns 
ausgewählten Untcrsuchungscinheilen als Investo· 
ren auf zahlreichen Gebieten de r kommunalen Da­
seinsvorsorge . Alle verbandsfreien Gemeinden ve r­
fUgen über eine hauptamtliche Verwaltung und 
über ein ausdifferenzie rtes Parteiensystem . Damit 
erfüllen sie die für eine Untersuchung des Zusam­
menhanges zwischen dem Inhalt politischer Ent­
scheidungen und den Merkmalen des lokalen poLi­
tischen Systems erforderlichen Voraussetzunge n. 
während diese in Kleinstgemeinden ohne differen­
zierte politische Strukturen häufig nicht gegeben 
sind. 

Die kommunalen Investitionsausgabe n wurden bis­
lang nur selten unter dem Gesichtspunkt ihrer par· 
tei politischen Prägung unte rsucht. Dies ist vor aJ-

11) Gunnar SCh .... 'arting. Kommunale In\·cstitionen . Theore­
tische und empirische Untersuchungen der Bestimmungs­
gründe kommunaler In\'estilionstä ligkcil in NRW 1965-
1972. Frankfurt- Dem 1979. S. 13. 
11) Die Verv.'endung dieM'r Größe ist deshalb sinnvoll ...... eil 
praktisch alle empirischen Analysen die In\·eslitionszu ..... ei-
sungen als (von außen geselzte) Bestimmungsfnk toren der 
kommunalen In\'estitionsausgabcn ansehen. Bei einer Ver­
..... endung der unbcrciniglen Investilionsausgabcn sind die 
staatl ichen Zu .... 'eisungen sowohl in der abhängigen als auch 
in der unabhängigen Variablen enthalten. Vg!. R. J . Ben­
neu . Cenlral Grants 10 Loeal Go\'emmenlS. The Polilical 
and Economie Impact of Ihe Rale Suppon Grant in England 
and Wales, Cambridge 1982. S. 215. 
1)) Vgl. Oscar W. Gabriel. Die kommunale Selbstverwal­
lung. in: Peler Haungs (Hrsg.). 40 Jahre Rheinland-Pfalz. 
Eine politiSChe Landeskunde . Mninz 1986. S. 383-·U6. 
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le rn im Hinblick auf ihre Bedeut samke it als kom­
munalpolitische<; Gestaltungsmittel erstaunlich. Für 
eine empirische Analyse bieten sich die In"csti­
tionsausgabe n deshalb an. weil die kommunalen 
E ntsche idungsträger in diesem Bereich ncxibler auf 
\'e ränderte Rahmenbedingunge n reagie ren können 
a ls bei Entscheidungen über die langfrist ig festlie­
gende n Personalausgabe n ode r über die weitge· 
hend außen bestimmten Sozialausgaben. Dies 
bringt auch die Möglichkeit mit sich. kommunal­
poljtische Prioritäten in Investitionsentscheidungen 
einfließen zu lasse n IJ). 

Allerdings ist es aus meh rere n Gründe n problema­
tisch, die gesamte" Sachinvcstitionen e inzelne r Ge­
meinden miteinander zu vergleichen. Die Investi­
tionsakt ivitä ten hängen nicht nur \'on den parteipo­
lirische n Machtverhältnissen und von den sozioök0-
no mischen Rahmenbedingungen in ei ne r Kom­
mune ab . Sie werden auch von den ihr durch Gesetz 
zugewiese nen Aufgaben bestimmt 15). In der kom· 
munalen Leistungsverwaltung . zu deren Instrumen­
ten die Invest itionspolitik gehört. ergibt sich ein 
weiteres Problem: Die Kommunen können bis zu 
einem gewissen Grade [rei darüber entscheiden. ob 
sie ihre Aufgaben durch ihre Verwaltung oder 
du rch private Dienstl eistungsu nte rnehmen erfül­
len. Insofern e nthalten die öffentlichen Haushalte 
nur ei nen T eil der kommunalen Ausgaben . Der in 
den Bilanze n der privalwinschaftlich organi sien en 
kommunal en Unternehmen enthal tene Teil bleibt 
bei einer Analyse von Haushahsduten unberück­
sichti gt. 

Aus diesen Grunden beschränkt sich unsere Unter­
suchung au f solche Aufgabcnfelder. die in Gemein ­
den mit unterschiedlichen politisch-administrativen 
Funktionen anfallen und in denen privatwinschaft· 
liehe Leistungen wegen ihrer ge ringen Bedeutun g 
vernachlässigt werden können. Diesen Anforde­
rungen genügen di e ln vesti tionsausgabcn in den 
drei ausgewählten Politikfeldern. Eine Beschäfti ­
gung mit den kommunalen Investiti onen ftir Kulturl 
Wisse nschaftlForsch ung. Sport/Erholung und Ver· 
kehr ist unter mehreren Gesich tspunkten interes· 
sant : Die Ausgaben der Kommunen auf diese n Ge· 
bie ten waren Gegenstand mehrerer Po li cy OutPUl· 
Studien . Zumindest die Kulturin vestitionen und die 
Investit ionen für SportIErholung lassen sich sinn­
voll in das Ko nzept wohlfabrtsstaa tl icher Politik 
e inordnen. das den Kern de r Poliey-Forschung bil-

I ~) In diese m Sinne u. a . Hans Hcuer . Sozioökonomische 
Bestimmungsfakloren der Sladtcntwicklung. Slungart u. a. 
19772• S. 202. 
13) Vgl. Hcinz Köstcring. Das Verh:lhnis der Gemeinde­
und Kreisaufgabcn einschließlich der Funktionaircform. in : 
GUnter Püllncr (Hrsg.). Handbuch der kom nlUnalen Wis­
senschaft und PnIJOS. ßd . 3. Dcrlm u. a. 19831 • S. 39-59. 
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det 16). Schließlich unterscheiden sich die drei Auf­
gabenfe lde r unter institutionellen Gesichtspunkten 
wi e im Hinblick auf das Invcstit ionsvolumen: Die 
Kulturau fgabc n und die Aufgaben im Bereich 
Sport/Erholung gehöre n zu den freiwillige n Selbst­
verwa lt ungsaufgaben der Kpmmunen. die Ver­
kehrspolitik ist eine pOichtige Selbstvenva lt ungs­
aufgabe 11). Somit verfügen die lokalen Parteien auf 

diesen drei Politikfeldern über unterschiedliche 
parteipolitische Gestaltungsmögl ichke itcn. Für kul­
ture lle Aufgaben schließlich bringen d ie Kommu­
nen nur begrenzte Mittel auf. d ie Verkehrsausga­
ben binden einen erheblichen Teil ihrcr Ressour­
cen, und die Aufwendungen fü r Sport und Erho­
lung li egen zwischen diesen beiden Ex tremen (vgl. 
nähere Angaben in Teil 4) . 

IlI . Die Annahmen über den E influß parteipoliiischer Effekte 
für die kommunale Investitionspolitik 

Das Interesse der Policy Output-Forschung, in de­
ren Gesamtzusammenhang unse re Untersuchung 
eingeordnet ist. ri cht et sich darauf. das Niveau und 
die Struktur der staatliche n Akt ivitäten (publi c po­
licies) aus de n St rukturen und Prozesse n des poli ti­
sche n Systems sowie aus den in einer Gesellschaft 
bestchenden sozialstrukturellen . wirtschaft lichen 
und kultu rellen Bedingu nge n zu erklärcn . Als theo­
re tischer Bezugsrahmen setzle sich in der Output ­
Forschung eine vere infachte Version der Easton­
sehen Sys temlheorie durch 18) . Das polit ische Sy­
stem erftillt nach diesem Konzept im Rahmen der 
gesellschaftlichen Arbe itstei lung die Aufgabe. For­
deru ngen und Untersttitzungen (Inputs) in staatli­
che Leistungen fti r die gesellschaftliche Umwelt 
(Outputs) umzuwandeln. Eine allgemein akzep­
tierte. empirisch prülbare Theorie der Alloka tio ns­
täti gkeit des po lit ischen Systems wurde bislang we­
der von der Politikwissenschaft noch von einer an­
deren Disziplin . z. B. der Finanzwissenschaft. ent­
wickelt. 

I. Die Messung der Outputs 

In der Forschu ngsprax is setzte man die Outputs 
zumeist mit der stat isti schen Größe .,Höhe der ö f­
fentlichen Ausgaben Ge Einwohner)" gleich . Die­
ser Opc:rationalisierung folgt auch unsere Untersu­
chung. Natürlich SChlägt sich nur ein Teil der kom­
munalen Leistungen in Ausgaben nieder; kosten­
neutrale Satzungen werden auf diese Weise bei­
spielsweise nicht erfaßt. Vereinzelt findet man da­
her auch andere Output-Konzeptionen , z. B. die 
Geschwindigkeit. mit der Ko mmunen innovative 

I~) Vgl. Laurence J . SharpelKcnne th l"e\\10n. Docs Politics 
Malter? The Dctcnni nants of Public Policy. Odord 1984: 
Michael A. PaganoiRk hard J . T. Moore . Cities and Fisca t 
Chokes. A New Model of Urban Publie In\'estment. Durham 
1985; Klaus ZimmermannIFmnk G. Müller. Umweltschutz 
als neue politische Aufgabe. Subst itulionscffckte in öffe ntl i­
chen Budgets. Frankfurt-New York 1985. 
17) Vgl . Rolf·Dieter Postlep. Wirtschaftsstruktur und groß­
städtische Finanze n. EinflUsse höherwertiger Dienstleistun ­
gen auf die kommunalen Stcucrcinnahmcn in \"erschiedenen 
Großstädten (Abhandlungen der Akademie für Raumfor­
schung und Landesplanung. Bd . 81). Hanno\·er 1985. S. 231. 
Bei der Finanzierungstaa tlicher Straßen sind die Kommunen 
allerdings stärker festgelegt als bei den quantita tiv bedeutsa­
meren Aufwendunge n für den kommunalen Straßcnbau . 
18) Vgl. D. Easton (Anm. 1); den .. A Framework for Poli· 
ticaJ Analysis. Englewood Cliffs 1965. 
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Programme durchführen 19). Die Wahl von Budget­
größen lieg1 aber aus zwe i Grtlnden nahe: Zunächst 
sind diese Daten leicht zugänglich und we iterhin 
läßt sich der Haushalt durchaus als Regierungspro­
gramm in Zah len beze ichnen. in dem sich die poli­
tischen Vorstellungen der Regierenden ausdfÜk­
ken 20). 

2. Die Messung der Inputs 

Der Begriff Inputs umfaßt die Forderungc·n (dc­
mands) und U nterstü tzu ngsle istungen (suPJXlrts) . 
die aus der Um welt in das politiSChe System fljeßcn. 
Die Forderungen werden in der Output-Forschung 
zumeist mit gese llschaftlichen Problemlagen und 
Bedarfsstrukturen gleichgesetzt. Easton sieht ihre 
Bedeutung für de n politischen Prozeß in dem Um­
stand. daß sie für die Gesellschaft verbindliche Ent­
scheidungen des politiSChen Systems auslösen, Die 
Unters tützu ng. insbesondere in Fonn unterstützen­
der Handlungen (oven supports), dient der Be~ 
standssiche rung des politischen Systems. indem sie 
dieses mit Energie und Ressourcen versorgt. Zur 
Aufnahme und Verarbeitung von Forderungen und 
Unterstützungen bildet jedes polüische System be­
stimmte Organisationen (Parteien. Büro kratien 
etc.) und Verfahren (Wahlen , Steuereinziehung 
etc.) aus "21 ). 

Als Indikatoren des In.vestitionsbedarfs verwenden 
wir die zentralö rtliche Stellung der Kommunen , ins­
besondere ihre Dienstleistungszentralit ät 22). und 

19) Vgl. Michael AikcnfRobert R. Alford . Community 
Structure and Innovation : Public Housing . Urban RenewEIl. 
and the War on Poven y. in : T . N. Oark (Anm. 6). S. 23 1-
28:7. Vgl. mit .einer anderen Konzeption auch Brian R. Fryl 
Rlch ard F. Wlnten . The Poli tia o f Redistribution . in: Ame­
rican Poli tical Sciencc Re\ie ..... . 60S (1910) . S. 508-522. 
:!O) VgJ . Hclga Treiber . Politik unter der Obcrlläehe . Politik­
.... issenschafllkhe Analysen \'on Bundesausgabcn 1952 bis 
t98O. Frankfurt 1984. S. 2. 
1') Vgl. D. Easton (Anm. 7). S. 478. 
n ) In diese Größe gehen die folgenden Indikato~n ein : die 
Wohn bevölkerung . gemiue!t über die Jahre 1918 bis 1985; 
das Verhältnis der Einwohnenahl des Verflechtungsbereichs 
derGemcindcn der verschiedenen Zentralitätsstufen zu ihrer 
Ei nwohnenahll 980 und der Beschäftigt enbesatz in den Ter­
tiärscktoren der soziah'crsicherungspflichlig Beschäfti gten · 
statistik . jewcils gemillelt Uber die Jahre 1978 bis 1983 (je 
t (ll() Einwohner); genauere Angaben. zum Meß\'crfahren 
bei O. W. GabrieVV. KunzIT. Zapf·Schramm (Anm.9). 
dort auch weitere Literaturhin ..... eisc. 
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ihre Bevölkerungsenlwieklung 23) , Auf G rund der 
Bedeutung zentraler Kommunen für die Versor· 
gung ihres Umlandes dürfte der Investitio nsbedarf 
mit dem ze ntralörtliche n Status einer Gemeinde 
steigen 24). Dieser Zusamme nhang ist insbesondere 
fü r die Kultur- sowie SportlErholungsinvcstitio nen 
zu unte rstellen, da di e bet reffenden Haushalte zu r 
Finanzie ru ng originäre r zCll tralörtli cher Leistunge n 
die nen. Verkehrsinvestitionen lassen sich als zen­
tralitätsbedingte Le istu ngen inte rpre tie ren 2.5) . Sie 
e rmögLichen di e Inanspruchnahme de r originären 
ze ntralört lichen Leistungen durch Konsume nten 
aus dem Umla nd und werden insofe rn ebenfalls 
positiv durch die zentralörtliche Ste llung der Kom­
munen beeinflußt. Zudem sind auf diesem Gebie t 
ausgabcnsteigernde Effekte auch wege n der spezi­
fi schen Produktionsbcdingu nge n im te rti ären Sek­
tor zu erwarten 26). Ebenfalls plausibel ist die Hy· 
pothese . daß mit de m Bevölkerungswachstum einer 
Gemeinde der Bedarf an Infrastruktu reinrichtun­
ge n und tn vestitionsa usgaben steigt. 

Als wichtige Ressou rcengrößen ve rwenden wi r die 
Fre ie Spitze und die Verschuldungsfähigkeit einer 
Kommune 21). Mit zunehmender fi nanzie lle r lei­
stungsfähigkeit steigt die Mögüchkeit . öffentli che 
Aufgaben zu erfüllen und Infrastruktureinrichtun­
gen bereitzuste llen . Außerdem berücksichtige n wir 
die Investitionszuwe isunge n a ls Unterstützun g des 
lokalen politischen Systems durch den Bund und 
das Land. Nach unse ren Annahmen lösen a lle diese 
Inputs Reaktionen des poütischen Systems aus. S0-
wohl ein zunehmender Bedarf als auch ein zu neh­
mender finanzielle r Handlungsspie lrau"! führten 

23) Diese Größe 9>'Urdc über die prozentuale Veränderung 
der Ein ..... ·ohncn.ahl zu derjenigen \ '00 19700pcrational isiert 
(\'gl. Anm . 22). 
~4) Vg!. Michael Aikc nIRogct Dcpr~, Thc Urban S~'St em . 
Politics. and Policy in Belgian Citi~ . in: Kcnneth ~ewton 
( Hng.), Urban Political Economy, London 1981. S. 85 hIS 
11 6; G. Schwaning (Anm . 11 ); L. J. SharpclK . Kewton 
(Anm. 16). 
15) Vgl. ßernd Mietke , Die Kosten Ubcrön lieher Fu nktionen 
in Großstädten mit ei ner Fallstudie am Beispiel Hamburgs, 
ße rl in 1979, S. 29. 
hI) Vor allem höherwertigc tctli li rc Produktionen crlauben 
eine Massierung von Arbei lspl~tzen auf geringer A1iche . Ihre 
Konzentra tion in rtcn Stadtkcrnen fü hn aufgrund des Berufs­
"erkehrs t u einem besonderen Bedarf an kommuna len Ver­
kehrstcistungen, vg! . R.· D. Postlcp (Anm. 17) , S. 62 f. 
n) Die Freie Spinc i5t der Teit dcr taurenden Einnahmen, 
der nach Abzug der tourenden Ausgaben (z. B. Personalaus­
gaben ) zur Inycstitionsfinanzicrung zur Verfügung steht. In 
den Analysen fand;:n die jährlichen Beträge je Einwohner 
Verv.'endung (1978- 1985). Als Verschuldungsfähigkeit \\; rd 
der Schuldensland je Einwohner dividiert durch die Einnah· 
mckraft je Ei nwohner definiert. Letztere setzt vich zusam­
men aus der Stcuerkrart . den allge meinen Finanzausgleichs­
zuweisungen, den interkommunalen Finanztransfers und den 
Gebühren und Beitragen. Die Opc rationatisierung erfolgtc 
über den Schulde nstand 19771198011983 zur Einnahmekraft 
1978 und 197911980, 1981 und 1982/1983. 1984 und 1985; 
gcnaucre Angaben zur Messung dieser Größen bei 
O . W. G abrieVV. KunzfT. Zapf-Schramm (Anm.9). dort 
aueh weilcre Literaturhinweisc . 
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im allgc meinen zu stc igenden ln vcstilionsausga­
ben . 

In Abh ~ ng i gk e i t vom Forschungsinte resse lassen 
sich die Bezie hunge n zwische n In pu ts und Outputs 
unte r mehreren Gesicht spunkten unte rsuchen. In 
cinigen Studien stand de r Einfluß des sozioökon0-
mischen Entwickl ungs ni\'eaus auf die Höhe der 
Pro-Kopf-Ausgaben im Vo rde rgrund 28), andere 
unt ersuchten de n E inn uß de r Finan zkra ft und der 
staa tl ichen Iß\'estit ionszuweisunge n auf die In vesti­
tionsaktivitä len 29). Diese Größen sind in unse rem 
Zusamme nhang nur u nte r e inem ganz spezicllen 
Gesichtspunk t von Inte resse. nämlich insoweit , als 
die partcipo litische Kräfteko nste llation in de n Ge­
me inde n die Bezi ehun g zwischcn de n Bedarfs- und 
Ressourcengrößen e inerseits und den Investitions· 
ausgaben auf der anderen Se itc beein fl ußt. 

3_ Parteipolitik und kommunale Investitions­
ausgaben 

Bei de r Beschre ibung des politischen Systems un­
te rscheide t man zwischen institutione ll -strukturel­
len (polity) und prozessualen (poli tics) Aspek­
ten 30). Obgleich die insti tutionelle Be trachtungs­
perspektive in de r Bundesrepublik durch die Arbei­
ten von Gerhard Banner neuerdings e ine Renais· 
sance erlebte. waren U ntersuchunge n des E influs­
ses der Kommunalverfassun g auf den Inha lt kom­
munalpolitischer Entscheidunge n in der inte rnatio­
nalen Forschung bisla ng von unte rgeo rdne te r Be­
deutung 31). D a sich unse re Untersuchung auf ein 
Bundesland beschrä nkt . bleibt de r E influß der 
Kommunal\'erfassungsstruktur un be rücksichtigt. 

Die meisten Po licy Output -Studien bewegen sich im 
Beziehun gsfe ld Politics - Poticy und haben den 
Einfluß des lokalen Parteiensystems auf den Inhalt 
de r E ntscheidungen ko mmu nale r Orga ne zum Ge­
ge nstand . Im Hinblick auf die spezie llen politischen 
G egebenheiten in der US-amerik ani sche n Kommu­
nalpoli tik stand in den ersten Studien das Ausmaß 

ZII) vgl . l . B. Roy W . ß ahVRobcrt J . Saunders. Dctermi· 
nants or Changes in Suite and Local Oo\'crnment EXJX'ndi. 
tures. in: l'ational Tax Jo urnal. 18 (1965) , S. 50- 57; 5al0-
mon Fabrican l. The Trend of Goyernment Acth'i!y in Ihe 
Unilcd Stales since 1900. ~ew York 1952. 
29) Vg!. z. B. G. Schworting (A nm. 11). 
)0) Vg!. Carl Bohret!Wcrner JannlEya Kronen""'cl!. Innen· 
polil ik und politiSChe Theo rie . Ein Stud ienbuch, Oplad.::n 
t9881. S. -I ff. 

J I) Vgl. Gerhard Banner , Kommunale Stcuerung zv.ischen 
Gemeindeordnung lind Parteipolitik. in: Die Offentl ichc 
Verv.'altu ng. 37 (1 984) . S . 364- 372. Kritisch zum empiri . 
schen Ge halt dieser Annahme \'gl. V. KunzfT. Zapr­
Schramm (Anm . 6): fu r d ie USA vgl. Terry N. aa rk . Com­
munity Strueture . Decicion Making. Budget ExpcndituTM, 
and Urban Renewat in 51 Ameriean Communiti~, in : Ame· 
rienn Sociological Review, 33 (1%8) , S. 576-593; Roben 
L LinebcrrylEdmund P _ Fo wlcr . Rcformism and Public 
Policies in America n e ities. in: American Po litical Sciencc 
Rc\'icw, 61 ( 1967) , S. 701 - 716. 
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des lokalcn Partcienwettbcwerbs im Vo rdergrund. 
Die Untersuchunge n führten alle rdi ngs zu wider­
sprüchlichen Befunden. Einige Studien sahen im 
Ausmaß des lokale n Partei enwettbewe rbs einen 
ausgabe nfördernden Fak tor . andere dagegen ka­
men zu dem entgegengesetz ten Ergebnis J2). Mit 
der Auswe itung der Policy Output-Forschung au f 
die Kommunal polit ik westeuropäischer Staa ten 
rückte d ie Kontrolle de r lokalpolitischen Führung 
durch bürge rliche ode r sozialdemokratische/soziali­
stische Parteien in den Vordergrund . Während 
diese Untersuchungsperspekt ive für die Vereinig­
ten Staaten in Anbetracht der nur schwach ausge­
prägten ideologischen Differenzen zwischen den 
Demokrate n und den Republikanern relat iv uner­
giebig wa r. isl sie für die Poli tik in den stärker ideo­
logisierten Parteiensystemen Wes tcuropas ange­
messe n. Für die Bundesrepublik wurde sie insofern 
inte ressil nl , als e ine Reihe \'on IndikalO ren (z . ß . 
Stimmenante il der Freien Wählergruppen , Zugriff 
der politischen Parte ien auf die Bürgermeisteräm­
ter) auf eine Intensivi erung der parteipolilischen 
Konnikte in der Kommunalpolitik hindeuten. Im 
Zuge diese r Entwicklung verliert das trad itionelle 
Selbstverwaltungsverständn is der Kommunalpoli ­
tik als rein sachbezogene. ideologie- und konflikt­
freie Regel ung \'on Verwaltungsange legenheiten 
zunehmend an Bede utung. Die gesellschaftspoliti­
schen Zielvorstellungen der Parte ien fließen ve r­
stärkt in kommunalpolitische Entscheidungen 
ein 11). 

Bere its Mitte der siebziger Jahre legte Robert Fried 
Untersuchungen tiber die Kommunalpolitik bun­
desdeutsche r Großstädte vor, in denen er einen 
Einfluß ideologischer Faktoren auf die kommunale 
Ausgabenpolilik nachzuweisen suchte . Seine Ge­
meindesoziali smus-Hypot hese. nach der linke 
Mehrheiten in den Kommunalvertretungen eine ex­
pansive Ausgabenpolitik favorisieren . hie lt der em­
pirischen Prüfung a lle rdings nicht stand J.I). In einer 
neue ren Studie wiesen Grüner. l aedicke und Ruh­
land zwar einen schwachen Parteieffekt auf dem 
Gebiet der Wohnungspolitik nach. jedoch becin­
flußten die lokale/regionale Wirtschaft skraft und 
der örtliche Proble mdruck die Ausgaben für 
den kommunalen Wohnungsbau deutlich stär­
ker J5). 

Die meisten Untersuchungen des Einflusses der 
parteipolitischen Kr äfteve rteilung auf die kommu­
nale Ausgabenpolitik se tzen Easlons Modell des 

31) Vgl. den Überblick bei Robert C. Fried. Comparalive 
Urban Policy and P~rformance. in: Frcd I. Grcens l~in/Nel­
son W. Polsby (Hrsg.) . Handbook of Polilical Scicnce . 
Bd. 5. ReadingIMass. 1975. S. 305-379; Richard J . Hoffer­
bert . Slalc and Comm unity Policy Sludies: A Re\;ew of 
Compatati\'e Input-Oulpul-Analysis. in: James A . Robin­
son (Hrsg.) , Polilical Sciem::e Ann ual. Indianapolis 1972. 
S. 3-72. 
JJ) VII. die Lilcraturhin ..... eise in Anm . 10. 
.,.) Vgl. die lileraturhin ..... eise in Anm. 6. 
)5) YgL H. GrilnerlW. JacdickcIK. Ruhland (Anm . 6) . 
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polit ischen Systems theoretisch ni ch t angemessen in 
di e empirische Analyse um 36). Sie behandeln näm­
lich di e sozioöko nomischen und die pol itischen Va­
riablen. also auch die Machtverteilung zwischen 
den politischen Parteien . als unabhängig vo neinan­
der wirkende. additive ßestim mungsfaktorcn der 
kommunalen Ausgabe npolit ik. In der empirischen 
Analyse übte di e Parteiva nable bei e iner Kon troll e 
der sozioöko nomischen Umweltfaktoren zu meist 
keinen eigenständige n E innuß auf die Höhe der 
kommunale n Ausgaben aus. ode r de n sozioökono­
mischen Faktoren kam das vergleichsweise größe re 
Gewicht zu. Aus diesen Befunden zog man di e 
Schlußfolgerung. die Parteipolitik se i für kommu­
nale Ausgabcentscheidungen unwichtig ode r im 
Ve rgleich mit wirtschaft li chen Fakto ren von unter­
geordneter Bedeut ung J7). 

Diese Vorgehe nsweise ist insofern problematisch . 
als sie einen direkten Einnuß der Bedarfs- und Res­
sourcenvariablen auf die öffentlichen Haushalte un­
terstellt. O hne de n politischen Prozeß existi eren fü r 
Easton aber kei ne Beziehungen zwischen Inputs 
und Outputs. Wir nehmen daher dessen theore ti ­
sches Modell der System-Umwelt-Beziehung in se i­
ner ursprünglichen Form wiede r auf und ve rn'enden 
es als Grundlage für di e empirische Analyse. Als 
Umwelt faktoren lösen lokale Bedarfe und Ressour­
cen nach Easton autoritat ive politische Entschei­
dungen aus. Für deren Umwandlung in Kollektiv­
güter sind die Eigenschaften des polüischen Sy­
stems maßgeblich . Sie fördern die Konversion der 
Inputs in Outputs. lasse n sie unbeeinnußt oder 
schwächen sie ab 38). In diesem Sinne stellte Man­
fred G . Schmidt in se iner Analyse des Parteien ein­
nusscs auf di e Landespolilik der Bundesrepublik 
fest: ..... zwischen der sozialökon omischen Lage 
und der Polilikproduktion ist eine intervenierende 
Variable vorhanden - die politischen Entschei­
dungen im politisch-administrativen System - die 
wiederum von der partei politi sChen Zusammenset­
zu ng der Regierungen gefärbt sind" J<il). Nach unse­
ren Annahmen übt die parteipolitische Machtvcr­
teilung in den kommunalen Entscheidungsgremien 

36) Vgl. dazu ausführlich: Tore Ham~c n . Transforming 
Needs inlO Expendilurc Decisions. in: K. Newton 
(Anm . 24) . S. 24-47; Jen Slonecash . Politics. Wealth . and 
Public Policy: The Significance of Poli lical Systcms. in :: 1110-
mas R. DycNirginia Gray (Hrsg.) . The Determinants o f 
Public Policy . 1.cxingtonlMass. 1980. S. 21 - 37; Jerr Stone· 
cashlSusan W. Haycs . The Sources of Public Policy:: Wdfare 
Policy in Ihe American States. in: Policy Studi~s Journal. 9 
(1981) . S. 681-698. 
31) Dies ist das Vorgehen in der klassischen Studie von Tho­
mas R. D)'e . Polilics. Economics. and the Public: Policy Out­
comes in the American States. Chicago 1966. aur die sich 
zahlreiche Folgt'untersuchungen bezogen. Als Analyscmo­
deli diente dabei das linear-additive Regrcssions\'c rfahren. 
38) Vgl . D. Easlon (Anm . 18). S. 131 : vgl. auch J. Stone-
eashlS . W. Haycs (Anm . 36). S. 682. . 
JQ) Manfred G . Schmidt. CDU und SPD an der Regierung. 
Ein Vergleich ihrer Politik in den Ländern. Frankfurt-r'\ew 
York 1980. S. 71: der Begrirr intervenierende Variable ist 
dabei nicht im statistischen Sinne zu verstehen. 
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Abbildung: Kommunale Investitionsausgaben in Abhängigkeit lokaler Politik 

INPUT KONVERSiON OUTPUT 

I Bedarfe I 

. 

I Ressourcen I 
keinen isolierbaren direkten Einfluß au f die In \'esti· 
tionsausgaben aus. sondern sie beeinOuBt die Be­
ziehung zwischen ZentraLität. Bevölkerungscnt­
wicklung. Finanzkraft. Investitionszuweisungen 
und den Investitionen. 

Gegenstand der empirischen Analyse sind demnach 
die untersch iedlichen Reaktionen bürgerlich bzw. 
sozialdemokratisch geführter Kommunalverwal­
tungen auf Veränderu ngen des Bedarfs und der 
Ressourcen. Die innergemeindlichen Enlschei· 
dungsstrukturen vermitteln zwischen den sozioök0-
nomischen Bedarfsindikatoren ZentraLität und Be· 
völkerungswachstum sowie den Ressourcenindika· 
toren Freie Spitze. VerschuJdungsfahigkeil und In­
vestitionszuweisungen einerseits und den kommu­
nale n Investitionsausgaben andereßCits. Die par­
teipolitische Kräfteverteilung im lokalen }XlIili­
sehen System beeinflußt die Art und Weise. in der 
das politiSChe System die Inputs in Outputs umwan­
delt (vgl. Abbildung). 

Aus dem bisherigen FOßChungsstand ergeben sich 
die folgenden Annahmen über die Wirkung .. rech· 
ter" und .. Iinkc .... Mehrheiten auf die Umwandlung 
von Bedarfe n und Ressourcen in Kollektivgüter: 
Nach ihren progra mmatischen Aussagen kann man 
linke Parteien als staatsintcrvenlionisti sch. rech te 
Parteien als anti-interventionjstisch oder markt­
orientiert einstufen 40). Diese Hypothese bewährte 
sich mittlerweile in zahlreichen empirischen Unter-

110) Vgl . Lutz-Rainer Reuter. KommunaJpolitik im Parteien­
vcrglcich. Zum Funktionsv.'andel der kommunale n Se lbst­
verwahung anhand der kommunalpolilischcn Grundsatz­
programme \'on CDU!CSU. SPD und FDP. in: Aus Poli tik 
und Zeitgeschichte. B 34176. Diese These findet sich bereits 
in der klassischen Studie \'on Anthony Downs . An Economic 
Thcory of Democracy. New York 1957. Die Reduzierun& des 
Paneicnsystcms auf eine rechte und eine linke Partei stcllt 
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suchunge n: Demnach setzen sich sozialdemokrati­
sche . sozialistische und kommunistische Parteien 
für e ine aktive staatliche Gestaltung gesellschaftli· 
eher, insbesondere wirtschaftlicher Ab läufe ein. Sie' 
sind planungsfreudig. fordern umfasse nde Aktivitä· 
ten des Staates auf dem Gebiet der Wohlfahrts- und 
Infrastrukturpolilik . und sie favorisiere n eine staat· 
liehe Wirtschaftsregulierung. Diese gese llschaftspo­
litische Konzeption schlägt sich auch in der Gestal· 
tung öffen tlicher Ausgaben nieder ; denn sie erfor· 
dert eine expansive staatl iche Ausgabenpolilik. die 
durch eine hohe Abgabenbelastung der Bürger fi· 
nanziert wird 41 ). 

Somit erwarten wir eine ausgesprochen responsive 
Reak tio n SPD-dominierter Gemeinden auf sieh 
veßChärfende gese llschaftliche Prob lcmlagen und 
auf wachsende finanzielle Gestaltungsspielräume 
insbesondere in den wohlfahrtsslaatlichen Politik· 
feldern Kultur und Sport/Erholung 42). Die mit der 
zentralörtlichen StcUung und dem De\'ölkerungs­
wachstum steigenden Bedarfe lösen bei einer SPD­
Dominanz stärkere Ausgabensteigerungen in den 
betreUenden Investitionshaushalten aus als sie bei 

natürlich eine Vereinfachung der potitischcn Gcgcbenheiten 
in Mehrparteiens~'5temen dar . Auf der andcren Seite kann 
man SPD und CDU als die ..... e itaus stärksten Kommunalpar· 
teicn in Rheinland-Pfalz als e ntgegengesetzte Pole des loka· 
Icn ParteiellS)'Stcms betrachte n. Sie kontrolliercn nicht nur 
die Mehrzahl der Sitze in den J(ommu nalvcrtrctungen. son­
dern stcllen in 48 der 49 Untersuchungscinheitcn den Ver· 
waltungschd. Die kleinen Parteien werden vernachlässigt. 
da ihr EinOuß nur überc\'cntuelle Koalitiansst rukturen meß­
bar ist. {Ur die uns kcinc vollständigen Angaben \'orliegen; 
vg.!. O. W. Gabriel (Anm. 10) . 
41) VgJ. fü r die internationale Ebene z. ß . Manfred 
G. Sehmidt, Wohlfahrustaatliche Polit ik unter bürgerlichen 
und sozialdemokratischen Regierungen. Ein internationaler 
Ver~cieh, Frankfurt-New Yon 1982 . 
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einer CDU-Dominanz auftreten. Darüber hinaus 
erhöhen SPO-gefuhrte Gemeinden bei einem wach­
senden finanziellen Hand lungsspielraum stärker 
ihre Ausgaben als dies Gemeinden mit CDU-Mehr­
heiten tun. 

Bürgerliche. d. h. liberale und konservative Par­
teien setzen stä rker auf den l\.'farktmechanismus als 
Allokati onsinstrumen l. Demcnlsprechend räu men 
ihre politischen Programme dem Staat keine vcr­
gleichbar aktive Rolle bei der Gesellschaftsgestal­
tung ein: Staatliche Akti\'it äten im Wirtschaftspro­
zeß haben vornehmlich di e Aufgabe. das Funktio­
nieren des Marktes zu ga rantiere n und in denjeni­
gen Bereiche n Korrek turen vorzunehmen. in denen 
die Güterallo kation durch den Markt zu unbefrie­
digenden Ergebnissen führt. Hieraus ergibt sich ein 
Leistungspro fil bürgerlicher Regi erungen. das sich 
\'on dem sozialdemokratisch kontrollierter politi· 
scher Einheiten markant unterscheidet: Sie streben 
keine aktive staatliche Steuerung des Wirtschafts­
prozesses an. sondem weisen der Politik die Auf­
gabe zu . optimale Rahmenbedingungen für die pri­
vate WirtschaftstHtigkeil zu setze n. Wegen der Be­
deutung der ko mmunalen Verkehrsstruktur ror das 
privatwirtschaftliche Infrastruklurangebot und we· 
gen der Schwierigkeiten. die einer privatwirtschaft­
lichen Organisa tion des Straßennetzes entgegenste­
hen. dürften die Verkehrsinvestitionen zu denjeni­
gen Aufgabe nfeldern gehören. in denen bürgerli · 
ehe Parteien 3m ehesten zu einer expansiven Inve­
stitionspoli ti k tendie ren. Z u diesem Schluß kommt 
auch Reuters A nalyse der kommu nalpolit ischen 
Grundsa tzprogrnmme von CDU/CSU. SPD und 
FDP: Die CDU/CSU .,will durch kommun alc Wirt-

schaftspolitik gutc Wirtschaftsoodingungen hCl"5tel­
len und durch leistungsfähige Verkehl"5strukturen. 
eine verbesse rte Ven;orgungsstruktur und wirt­
schaftliche Infrastruktur Impulse für unternehmen. 
sehe Standortentscheidungen geben""J). 

Die Beziehung Investi tionszuweisunge n - Investi­
tionsausgaben kann ebenfalls parte i politischen Ein­
n üsse n unterliegen. jedoch lasse n sich derartige An­
nahmen allenfalls ad hoc . abe r nicht auf eine r fu n­
dierten thcorctischen Basis formuliere n. Aus die­
sem Grunde beha lten wir die Klärung der Frage. 
wie sich die parteipolitische Konstellat ion auf die 
Um!letzung vo n Zuweisungen in Invcsti tionen aus­
wirkt. der empirischen Analyse vor. 

Wie in den meisten Studien wird di e parteipoliti­
sehe Machtve rl eilung über die Mandats,,'e rt eil ung 
in der KomlllunaJvertretung ge messen . Grundlage 
hierfur si nd die Wahlperioden 1974- 1979 und 
1979- 198·L Um der besonde ren Stellung dcs 
Bürgermeisters in Rheinland-Pfalz Rechnung zu 
tragen . beziehen wir die Amtszeiten der SPD­
(Ober-)Bürgcrmeistcr über den Ze itraum 1970 bis 
1982 ein. Der Rückgriff auf den Zeitraum seit 1970 
bzw. J97.a grü ndet sich auf die Überlegung. daß die 
Verwirklichung partc ipolili sche r Schwerpunktset­
zungen eine gewisse Zeit beansprucht. Daten über 
die Parte izuge hörigkeit der übrigen Mitgliede r der 
Verwaltungsspitze (z. B. Beigeordnete) standen 
nicht für alle 49 Gemeinden zu r Verfügung +') . A uf 
der Grundlage de r ausgewählten Ind ikatore n de r 
parte ipolitischen Kräftc\'crteilung e rgeben sich 
zwei e twa gleich große Städ tegru ppcn . e ine CDU. 
G ruppe mit 25 Gemeinde n und e ine SPD-Gruppe 
mit 24 Gemeinde n. 

IV. Die Ergebnisse der empi rischen Untersuchung 

J. Struktur und Entwicklung der lnveslitions-
ausgaben 

Im Gesamtzusammenhang der kommu nalen Aus­
gabe n- und I nvcstitionspo litik kommt de n Politik­
feldem Kultur/WisscnschaftIForschung. SportlEr­
holung und Ve rk ehr eine unterschi ed liche Bedeu­
tung zu. A ls Aufga bent räger auf dem Gebiet der 
Kultur- und Wissenschaftspolitik sind die Kommu­
nen vergleichsweise unbedeutend. auf dem Sek tor 

~l) So auch die: Gcmcindesozialismus- Hypothcse \'on 
R. C. Fricd. Party and Po licy (Anm. 6). S. 16: kmer M. Ai· 
kenlR. Depr~ (An m.24). S.90: I'\oel T. Boadc nfRobcrt 
L. Alford . Sourccs of Di\'crsity in English Local GO\'c rn · 
men t Dccisions. in: Public Adminislmtion . 47 (1%9). S. 205; 
Kcnnelh I'ewtonlLnurcncc J . Sharpc. Loc.1I Output Re­
search: Somc Rcncctions and Proposals. in: Polie)' and Poli­
lies. S (19TI). S. 73. 
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SportIErholung sind sie der wichtigste Träge r öf­
fe ntlicher A ufgabe n. und auch in der Verkehrspo­
litik tätige n sie einen beachtlichen Teil de r staatli. 

"l) L..R. Reu ter (Anm. 40). $. 23. VgJ . ähnliche Annah· 
men beI Wcrner W. I'ommerchne . Institut)onal Approaches 
10 Public Expcnduurcs. Empirical Evidence from S .... iss ~fu­
nicipa htle ... 10 : Journal or Public Economics. 9 ( 1978). 
S. 255-280: Carl-Johan Sko\'Sgaard. Party Innuencc on 
Local Spcnding in Denmark, in: K.l'\ewton (Anm. 24). 
S. 47-62 . 
.u) Dic Krärte\'crtcilung zwischen CDU und SPD ..... u rde auf 
der Basis des MandalsanteilsderSPD und de r Prozen tpun kt­
differenz z ..... ischen dem ~ t a ndatsanleil \'on SPD und CDU in 
den betreffenden Wah lperioden berechnet. Die Burgcrmei­
stervilriahlc crfaUt die Anzahl der Jah re . ..... ährend derer ein 
sozialdemokratischer Verv.'altungschcf amtierte. Vgl. allge­
mein hierzu : Laurcnce J . Sharpc. Docs Po litics Maue r? An 
Interim Summary ..... ith f-i ndings. in: K. Ne ..... ton (Anm . 24). 
S. 7; L. J . Sharpc/K. Newton (Anm . 16). S. 177 . 
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ehen Ausgabcn 45). Dies schlägt sich auch in der 
100cstitionspohtik unserer .l9 Untersuchungse m­
hei ten nieder. Im (ungc\\ Ichle ten) Durchschnitt der 
Jahre 1978 bis 19~5 betrugen di e Eigcllinvcstitionen 
fur Kultur. Wi~<>cnschaft und ForloChung je Einwoh­
ner 6J.19 DM. mehr als den funffachen Be trag an 
Eigenmlttcln in\ c~tlerten die untersuchtcn Kom­
muncn fur Aufgaben auf dl'm Gebiet SportIErho­
lung (33.69 D~t) . und noch wesent lich höher wa­
ren die eigenfinanziertc n Pro-Kopf-Investitionen 
Im Jahresdurchschnitt auf dem Verkehrssektor 
(109 .67 DM). Ocr An teil der Eigcninvcstitione n an 
den Gesamtausgaben für die drei Aufgabenbere i­
che \ ;) riierte Z\' i<;ehcn 45.9 Prozent (Verkehr) und 
12 .7 Prozent (Kultur . SportIErholung 26.0 Pro­
zent). Dies unterst reicht die unterschiedliche Be­
deutung der In\ eSl itio nen . als lnstrument der kom­
munalen Daseins\'orsorge auf den drei unteßuch­
ten PolitiHeldcrn (\'gl. di e Angaben in Ta­
belle I) . 

TabeUe I : Die eigenn na nzie rteo Investitionen der 
49 "crbandsfreien Städte und Gemeinden In Rhein­
land-Pfalz auf den Gebicten Kultur, Wissenschaft 
und FOrSChung. Sport und Erholung sowie Verkehr 
im Zeit raum 1978 bis 1985 

KULWR SPORT' vERKEHR 
ERHQLlr.\G 

JAHRESA "GABE;o.I 

Jahr DM JC Emwohner 

197R 7.82 15.41 86. 11 
1979 7.28 2~.49 93.52 
1980 8.84 31.01 111.39 
19RI 9.80 33.59 94.63 
19~2 8.28 27 .67 89.46 
1983 4 .97 23 .11 n.46 
1984 8.59 32.55 69.56 
1985 11 .05 25.66 73 .95 

DURCHSCH~I1TSWERTE (l978-19M) 

Angat-c DM JC Em\O'ohner 

Mill cl .... c rt 6.09 33.69 109.67 
MIni mum 0.00 0.00 35.89 
Ma.'( lm um 3 1.09 408.99 385.86 

Standard- Fallzahl 
abweichung 

größer 1 7 2 7 
1 bl5 - I . 2 47 38 
kleiner - 1 0 0 4 

Im zeitlichen Verlauf wie auch im z\\'ischenge­
meindJichen Vergleich trelen auf den drei Politik­
fe ldern starke Unterschiede auf: Die Eigeninvesti· 
tionen für KulturIWissenschart und Forschung s0-
wie für Sport/Erholung cn t\\;ckeltcn sich zwischen 
1978 und 1985 ausgesproche n dlsL. ontinuierilch. Ein 
interprelierba res Verlaufsmuster ist der Tabe lle t 
allenfalls insoweilzu entnehmen . a ls die kommu na­
len Eige ninvestitio nen auf diesen beiden Sckloren 
in de r Wirtschaftsknse 198111983 drastisch abnah­
men. Der prozykJische Verlauf der kommunalen 
Jnveslitionsausgaben ze igt sich noch deutlicher in 
der Verkehßpolitik: Sie sti egen im Zeitraum 197&1 
1980. nahmen zwischen 1980 und 1984 nahezu um 
40 Prozent ab und expandiencn 1984/85 wieder ge­
ringfUgig. 

Die Eigeninvestit ionen veneilen sich sehr unter­
schiedlich auf die 49 Ko mmunen . Auf den Gebie­
ten KulturlWissenschaftIForschu ng sowie SportlEr­
ho lung wendet der größte Te il der Kommunen nur 
geringe EigenmitteJ für Investitionen auf: In 42 der 
49 Städle und Gemeinden betrugen die durch­
schnittlichen Eigeninvestilionen je Einwohner auf 
dem Kulturstkto r weniger als 13 DM. in 28 Kom­
munen sogar wenige r als 5 DM je Einwohner. Drei 
Städ te dagegen brachten mehr als 25 DM auf. Auch 
im Polilikfeld SportIErholung tätigten wenige Ge· 
meinden stark überdurchschnillliche Eigeninvesti­
tionen. wobei insbesondere zwei Gemeinden mit 
190 DM und 409 DM je Einwohner hervortraten . 
Auf de m Verkehrssektor brachten 11 der 49 Städte 
deutlich vom Durchschnitt abweichende Ausgabe n 
auf (vgi. Tabelle I) . 

2. Pa.r1cipolitik aJs Bestimmungsraklor der 
I,nveslitionspolitik - EiD Vergl eich zwischen 
Annahmen und Ergebnissen 

In der fo lgenden A nalyse geht es darum . de n Ein­
nuß der Bedarfs- und Ressourcenfaktoren auf das 
Investilio nsve rhalten CDU- und SPD-dominiertcr 
Gemeinde n empirisch zu messen . Das zu diesem 
Zwecke eingesetzte Analyscverfahren schätzt die 
Beziehung zwische n diesen Variablen bei Kontrolle 
alle r anderen im Modell entha llenen Grö ßen. Von 
besonderem Interesse ist die Frage . ob sich die 
Beziehungen zwischen BedarfenlRessourcen und 
Eigeninvestitionen in de n CDU- und den SPD-do­
minierten Städ ten voneinander unterscheiden . Das 
Auftreten derartiger U nterschiede liefert uns Infor­
mationen über parteispezifische Forme n der Pro­
blemverarbeitung auf de n d rei unteßuchten Poli­
ti kfe ldem . 

Diese Frageslell ung macht es sinn voll . die nachfol­
gend präse ntie rten Daten u,nter zwei Gesichtspunk-
tcn zu betrachten: Zunächst ist zu frage n . wie stark 

.0) Vgl. dazu dIe Angaben bei H. Sieffcn (Anm. 2) . die Bedarfs· und Ressourcengrößen Zentralilät. 
S. 92 ff. Bevölkerungswachstum. Fre ic Spilze . Verschul-
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Tabelle 2: Einflüsse der Bedarfs- und Fimm.zkrnftvariablen sowie der lnvestilionszuweisungeD auf die 
eigenfinanzierten Investitionen in den Gebieten Kultur/WissenschaftIForschung, SportIErholung sowie 
Verkehr im Zeitraum L978 bis 1985 

Inn:stit ions- Dienstleistungs- ßc"ölkerungs- Freie Spiue Verschuldungs- Investitions-
bereich tcn lra[i tät ent ..... icklung fähigke it zu ..... eisungen 

- CDU I SPD CDU I SPD CD U I SPD CDU I SPD CDU I SPD 

Kult ur .13 .04 .16 

Sport/Erholung .06 .02 -.02 

Ve rkehr .06 -.27 .29 

dungsfahigkeit und Investit ionszuwe isungen bei 
Kontrolle a ller Ubrige n Faktoren die eigenfinan­
zierten Pro-Kopf-Investitionen bee influssen. Der 
Einfluß dieser G rößen ist um so stärke r . je höher 
die nachfolgend beschriebenen Bez.iehungsmaßc 
sind 46). 

Darüber hinaus geben di e Daten Aufsch luß über 
die A uswirkungen de r parte i pol itische n Machtver­
teilung: Die Parteien se tzen Bedarfe und Resso ur­
cen in jewe ils spezifi scher Weise in Invest it io nsaus­
gabe n um . we nn sich die Beziehungsmaße in der 
Gruppe der CDU-Städte erkennbar von den in den 
SPD-dominierten Städten ermittelten Werten un­
terscheidet. Die Beziehu ngsmaße sind a lso auf ihre 
absolute Höhe wie auch auf gruppe nspezifische Un­
terschi ede zu prüfen. 

a) Bedarfseffekte 

Unseren Annahmen zuJolge steigen mit de r Dienst· 
leistungszentralität und dem Bevölkerungswachs­
tum die Pra.Kopf·Eigeninvestitionen einer Ge­
meinde auf allen Politikfeldem, Diese Beziehung 
sollte in SPD--dominicrtcn Städ ten zu mindestens 
auf den Sektoren Kultur sowie Sport/Erholung stä r­
ker sein als in Gemeinden mit CDU-Meh rh e it en. 

Im Gegensatz zu diesen Erwartungen weist die Va­
ri able Diensll eistungszentraliläl einen erstaunlich 
schwachen E influß auf die Höhe der Investitions­
ausgaben auf. Von einer Ausnahme abgesehen. 
wirkt sich die zentralörtliche Stellung einer Kom­
mune nicht auf ihr Investitionsve rhalten aus. Die 
Parte ieffekte treten ebenfalls nicht in der e rwarte-

.(6) Die Koeffizicn ten \\'Urden durch eine gepooltc Analyse 
der acht Einzcljahrc des UntcrsuchungszcitnJums ermittel t 
(USREL-Verfahren. Ausreißer ausgeschlosse n. die Ge· 
samtfallzahl beträgt damit 378) . Dabei hand.:!t es sich um zur 
Gesamt{allzahl standardisierte Pfadkodfi:zienten, Ei n Wert 
von 0 indiziert , daß die heide n betreffenden Variablen \'on­
einander gänzlich unabhängig sind. Nahe bei + 1 "bzw. - I 
liegende Werte zeigen eine sehr starke posi tivc bzw. seh r 
starkc negati \'c Berichung an . Als substanticll interprctier­
bar betrachten wir alle Berichungen mit einem \'lert \"on 
mindestens d. h.: 1.20 J. 
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-.09 .00 .25 - .14 .02 .50 .29 

-. 14 -.02 -.03 -.07 .14 .53 .66 

-.0 1 .20 .02 .15 .07 .26 .11 

tcn Fonn au f. Im allgemeinen fallen die Beziehun­
ge n zwischen der Dicnstleistu ngszentra lit ät und den 
eigenfinanzierten Investitionen in den CDU- und 
SPD-Gemeinden ziemlich ähnlich aus (vgl. Ta­
belle 2). 

Dcr einzige substantie ll interpretierbare Parteid­
fekt widerspricht der Gemcindesozialismus-Hypo­
these. In SPD-dominierten Kommunen sinken die 
Investitionsausgaben für den Verkehr mit zuneh­
mender Dienstleistungszentralität. Diese Gemein· 
den reagie ren demnach auf einen wachsenden Be­
darf an örtlicher Verkehrsinfrastruktur nicht mit 
e rhöhten Ausgaben . Eine theoretisch überzeu­
ge nde Erklärung für diese negative Beziehung liegt 
ni cht vor. Sie könnte allenfalls durch eine detaillier­
tere Analyse der Bedeutung der Verkehrsinvesti­
ti onen im Gesamtzusammenhang der kommunalen 
Ausgabenpolitik gewonnen werden, Andererseits 
läßt sich aber auch kein CDU-Effekt auf die Ver­
kehrsinvestitionen von Gemeinden unterschiedli­
cher Zentralität nachweisen . Somit ist die Gegen­
hypothese. nach der CDU-regierte Kommunen 
überdurchschnittlich ·in Bereichen mit Vorle i­
st un gsfu nktionen für pri,"3twirtschaftliche Infra­
st ruktur investieren . ebenfalls widerlegt. Auf den 
Politikfeldcm Kultur sowie SportIErholung sind 
demgegenüber keine Parte ieffekte festzuste llen. 

Unsere Ergebnisse decken sich mit denen anderer 
Untersuchungen des ko mmunalen Ausgabeverhal­
tens in der Bundesrepublik. In den Analyse n von 
Reisscrt und Schwarting gehörte die Dienstlei­
st ungszentralität zu den schwächsten Bestimmungs­
faktoren der kommunalen Investitionsausgaben. 
Eine ähnlich ge ringe Bedeutung der Bevölkerungs-/ 
Siedlungsdichte als einer mit unserem Zentralitäts­
faktor vergleichbaren Größe für die kommunalen 
Ausgaben für den Wohnungsbau ermittelten Grü­
ner . Jacdicke und Ruhland 41). 

~7) Vg1. G. Schwarting (Anm. 11). S. I&Hf: B. Rcisscrt 
(Anm.S). S. IIO-118; H. GrtincrfW. Jacd ickeIK. . Ruh­
land (Anm. 6). S. 52. 
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Keine durchgehende empirische Bestä tigung finden 
auch die Hypothesen über di e Auswirkunge n des 
Bevö lkerungswachstums auf die IlIvcstitionsausga­
ben. Wiederum liegt nur ein einziger subs tantiell 
bedeutsamcr Effekt vor. nämlich be i den Verkehrs­
in vestitionen der CDU-geführ1en Gemeinden. 
Diese re agieren auf einen ß evölkerungszuwachs 
mit verstärkten Verkehrsinvcstitioncn. In SPD­
Städten tritt e ine solche Beziehung ni cht auf. Die­
ses Ergebnis widerspricht den theoreti schen An­
nahmen über die höhere Bereitschaft sozialdemo­
kratischer Mehrheite n. Bedarfe in Ausgaben umzu­
wandel n. Andererseits stützt es die Erwar1ung. daß 
Unionsmehrheiten Verkehrsinveslitio nen als not­
wendige Vorleistungen für privatwirtschaftli ehe In­
vestitionen ansehen und ihnen deshalb eine beson­
dere Bedeutung zuweisen (vgl. Tabelle 2). 

Demgege nüber ist für die Kultur- und SportlErho­
lungsinvestitionen kein Einnuß des Bevölkerungs­
wachstums festzustellen . und zwar unabhängig von 
der parteipolitischen Kräftekonstellation (vgl. Ta­
belle 2) "). 

Zusammenfassend kann man festhalten . daß die 
beiden Bedarfsvariablen keinen durchgängigen und 
bedeutsamen Einfluß auf das Investitionsve rhalten 
der untersuchten Kommunen ausUben. Die nach­
weisbaren. aber verhältnismäßig schwachen Ein­
nüsse widersprechen der Vermutung einer stärke­
ren Transfonnations leistung SPD-dominierter Ge­
meinden, stUtzten aber zumindest zum :reil die An­
nahmen über den Einnuß der CDU-Programmatik 
auf wirtschaftsnahe Inirastrukturinvestitionen. Die 
Dominanz der CDU bzw. der SPD ist überwiegend 
unerheblich für die Umsetzung örtlicher Bedarfe in 
Eigeninvestitionen. Allerdings üben auch die bei­
den Bedarfsvariablen selbst , die Dienstleistungs­
zentralität und das Bevölkerungswachstum. bei 
Kontrolle der übrigen im Modell enthaltenen Grö­
ßen keinen wesentlichen Einfluß auf die Höhe der 
Eigeninvestitionen aus. 

b) Finanzkra[reflekte 

In der politischen Diskussion schreibt man dem Fi­
nanzierungsspielraum der Kommunen eine erh ebli­
che Bedeutung für deren Investitionsaktivitä ten zu. 
Demnach müßten die Freie Spitze und die Ver­
schuldungsfähigkeit die Investitionsausgaben nach­
haltig positiv beeinflussen. 

~ Ähnlich auch B. Rcissen (Anm . 5). S. 110 und H. Grtl· 
nerfW . JaedickeIK. Ruhland (Anm. 6) . S. 49f. Sie kommen 
zu de m Ergebnis. daß sich über den Einnußdes Wanderunp­
saldos auf die Wohnungsbauausgabcn keine verallgemeine­
rungsfähigen Aussagen treffen lassen und beliehen diese 
daher nicht in ihr endgUltiges Analysemodell ein . 
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Für die Freie Spitze bestätigt sich diese Annahme 
immerh in in zwei von sechs Fällen. In SPD-Städten 
wachsen die Kulturill\'estitionen mit der Fre ien 
Spit ze. in CDU-Sttidtcn die Verkehrsinvestitionen. 
Im übrigen läß t sich weder e in substanl iell bedeut­
samer Einnuß der Freien Spitze auf die Investi­
t'ionsnusgabe n noch ein p.meieffekt feststellen . Die 
Bedeutung der Freie n Spitze für das Investitions­
\'erh ahe n dcr Kommunen ist al so bei einer Kon· 
trolle der übrigcn Größen ke ineswegs so groß , wie 
in der Literatur ange nommen wird . Die Investi­
tionspoli tik sozialdemokrat isch regier1er Kommu­
nen 8uf dem Kultursektor stützt die aus dem Kon­
zept wohlfahrtstaatlicher Politik ablei tbaren Erwar­
tungen schwach. Die größere Transformationslei­
stung der CDU-Städte im Ve rkeh rsbere ich ent­
spricht der Hypothese Ober die erhöhte Bereitschart 
konse rvat iver Mehrheiten . Infr8struktu rvorleistun­
gen für die Privatwirtschaft zu erbringen (vgl. Ta­
belle 2) . 

Die Ve rschuldungsrahigkeit spielt ge nerell und in 
keiner der beiden Gruppen eine Rolle für die Höhe 
der Investitionsausgaben (vgl. Tabelle 2). Damit 
erübrigen sich weitere Überlegungen über die 
Transfo rmationsakti vit ät von CDU- und SPD­
Mehrheiten. Der finanzie lle Handlungsspielraum 
der Kommun en wurde in bisherigen deutschen 
Poli cy Studien in d er Regel nicht über die hier 
benutzten Indikatoren gemessen. sondern Ober glo­
bale Größen wie Wirtschafts- und Finanzkraft oder 
Realsteuereinnahmekrnft 49). Diese Variablen be­
einDußten die Ausgaben bzw. Investitionen erheb­
lich stärker als dies bei unse ren Indikatoren der Fall 
ist. Lediglich in der Arbeit von Herrmann wurde 
ein vergleichbarer Finanzkraftindikator zur Mes­
sung des Investitionsspielraums benutzt. Auch die­
ser Indikator stand mit den tatsächlichen Investitio­
nen in einem nur sehr schwachen Zusammen­
hang lO). 

c) Der Einnuß der ln\'e5titionszuwcisungcn 

Die Investitionszuweisungen ge lten in der einschlä­
gigen Diskussion als die wichtigsten Anreizfaktoren 
der kommunalen Investitionstätigkeit. Je nach In­
teressenlage wird dieser Einnuß als Einschränkung 
der kommunalen Handlungsfreiheit kritisiert oder 
als Beitrag zu einer ausgewogenen räumlichen Ver­
teilung ö rtlicher Infrastruktur gerechtfertigt. Spezi­
fische parteipolitiSChe Effekte spielen in der Dis-

~) Vgl. H. GrllneTfW. JaedickelK. Ruhland (Anm.6). 
S. 48. 53; S _ Reissert (Anm . 5). S. 110- 117. 
))) Vgl. Hayo Hemnann. Scktorale Wiruchaftsstruktur und 
kommunale Finanzsituation. Eine empirische Studie rur 
Kreise und Arbcitsmarktregionen der Bundcsrepublik 
Deutsqtland. München 1986. S, 269 ff . • 31Hf. 
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kussion Ober die Steuerungswirkung der lnvesti· 
tionszuweisungen keine Rolle. 
Im Gegensatz zu den von Reisse rt präsentierten 
Ergebnissen erweisen sich die Investitionszuwei· 
sungen in der Mehrzahl der von uns untersuchten 
KonsteHati onen als die weitaus wichtigste Bestim· 
mungsgröße der Inveslilionsausgaben SI ). In fünf 
der sechs Fälle bewi rken sie substantie ll bedeut· 
same Ausgabe nsteigerungen. Dies gilt vo r allem für 
das Aufgabenfe ld SportIErholung und . in e twas ab· 
geschwächter Form . rur den kulturellen Bereich. 
ß eide Sektoren lasse n sich der wo hlfahrtsstaatli· 
ehen Poli tik zurechnen. Bei den Kulturin vestitio-­
nen fällt di e Transformationsleistung in den CDU· 
gefüh rten Kommunen etwas stärker aus als bei ci· 
ner Do minanz der SPD. Dagegen stellt sich die 
Sachlage bei den Investitionen für SportIErholung 
umgekehrt dar. Die Ausgaben filr die Verkehrsi n­
frastrukt ur sind sichtlich schwächer durch die staat· 
lichen Zuweisungen bes limmt. insbesondere in der 
SPD-Gruppe (vgl. Tabelle 2). 

Alles in allem unte rscheidet sich die Reaktion 
CDU- und SPD-geführter Gemeinden au r staatli­
che Investitio nszuweisungen e her graduell als 
grundsätzlich. In beiden Städ tegru ppen lösen staat­
liche Zuweisungen steigende Eige ninvestitionen 
aus. Die Ko mmunen verwenden die vo m Staat zu­
gewiesenen Mittel nicht zur E ntlastung ihrer lnve­
stitionsetats (Versickerungseffekt). sondern sie mo­
bilisieren aus ihren eige nen Haushalten zusätzliche 
Minel (Anre izeffekt) 52). Die H ypot hese über die 
Außensteuerung der Kommunen durch staatliche 
Zuweisungen scheint somit grundSätzlich bestätigt. 
da die Städte und Gemeinden ihre eigenen finan­
ziell en Bemilhungen auf den untersuchten Politik· 
fe ldern offensichtlich den Präferenzen des Z uwei· 
sungsgebers anpassen. Zwar gibt es in dieser Hin­
sicht politikfeldspezifische Besonderheiten. doch 
nutzen die Kommunen erhöhte Investitionszuwei· 
sungen genere ll nicht dazu . ihr Aktivitätsprofil nach 
eige nen Vo rstellungen und entgegen den Intentio­
nen des Zuweisungsgebers zu verände rn . 

V. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Nach den Ergebnissen unse rer Untersuchung weist 
das Investitionsverhalten der 49 verbandsfreien 
Städte und Gemeinden in Rheinland-Pfalz eher po.. 
ütikfeld· als parteispezifische Besonderheiten auL 
Bei den wohlfahrtsstaatlichen Aufgaben Kultu r! 
WissenschaftlForschung und SportIErholung lassen 
sich CDU- und SPD-dominierte Kommunen er· 
kennbar durch staatliche Zuweisungen steuern . lo­
kale Bedarfs· und Ressourcengrößen beeinflussen 
das Ausgabenniveau in beiden G ruppen nur 
schwach. Auf dem für privarwirtschaftliche Überle· 
gunge n unmittelbar bedeutsamen Verkehrssektor 
stellt sich di e Sachlage etwas anders dar: In CDU· 
regierten Städten spielen lokale Bedarfs- und Res­
sourcenfaktoren und externe Finanzierungsmög­
lichkeiten eine vergleichbare Rolle als Bestim­
mungsfakto ren der Eigerunvestitionen. 

Insgesamt stOtzt unse re Untersuchung die Ergeb­
nisse ve rgleichbare r Studien zur kommunalen lnve­
stilionspolitik in der Bundesrepublik : 

1. Den wichtigsten Bestimmungsfaktor der kom· 
munalen Investitionsausgaben stellen die staatli­
chen Investitionszuweisungen dar. Sie stimulieren 
Eigeninvestitionen der Kommunen. und zwar weit· 
gehend unabhängig \'on deren Bedarfs- und Res· 

SI) Bei B. Reisscrt (Anm. 5) Ubtc dagegen die ..Realsteuer­
krafl dcn vcrgleichsweise stärkeren EinHuB auf die cigcnfi­
nanzierten Investitionen aus. 
52) Vgl. zu den Effekten der Zuweisungen auf die Investitio­
nen B. Reissert (Anm. 5). S. 44; G. Sc.hwarting (Anm. 11). 
S. lOS. 
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sourcenlage und der in ihr bestehenden parteipoli­
tischen Konstellation 53). 

2. Die parteipolitische Machlveneilung in den loka· 
len Entscheidungsgremien beeinflußt die Höhe der 
kommunalen Eigeninvestitionen allenfalls graduell. 
ein klares partcipolitisch bedingtes Leistungsprofil 
läßt sich nicht nachweisen. Am eheslen ist es noch 
bei den Verkehrsinvestitionen gegehen. Die empi­
rischen Belege filr den geringen Paneieneinfluß auf 
die Gestaltung der Kommunalausgaben lassen sich 
also nicht ausschließlich auf eine unzulängliche 
Operationalisierung des Eastonschen Systemkon· 
zeptes zurückführen . sondern sie scheinen die lat­
sächlichen kommunal politischen. Gegebenheiten zu 
reflektieren ~) . 

Wenn man sich die institutio nellen Rahmenhed.jn­
gungen und di e kulturellen Traditionen vergegen­
wärtigt . unter denen die Kornmunalpolitik in der 
Bundesrepublik abläuft. dann können die Untersu· 
chungse rgebnisse kaum ilberraschen. Die örtliche 
Selbstve rwaltung gilt in Deutschland traditionell als 
ein parteipolitisch wenig kontroverser Handlungs­
bereich. jedenfalls im Vergleich mit der Bundes­
und der Landespolitik . Diese Annahme wird empi· 
risch durch die weit verbreitete Neigung belegt. alle 
in der Kommunal venretung präsenten politischen 

Sl) Im Grundsatz ähnlich: B. Reissert (Anm. 5) , S. 302ff.; 
G. Schwarting (Anm. 11). bes. S. 99ff. . I7Uf .. 187. 

S4) ÄhnlK:h: R. C. Fried, Party and Policy (Anm. 6); 
H. Gr1.incr/W. JaedickeIK. Ruhtand (Anm. 6). 
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Gruppie runge n an de r Verw altu ngsspi lze zu heIe i­
li gen. Das Absti mmungs\'e rhalt en der Ko mmunal­
vertre tungen . se lb<;! be i politischen Sch Hi ~~c1c nl ­

scheidungen wie der Verabsc hiedung des Ge mein­
dehau::,.haltes ode r des Flächenn ulzung"' planes. i'J t 
gle ichfall s eher konsens- :::l ls k onf1i~t or i e nti ert 5~ ). 

Unler di ese n Bedin gu nge n iSI \vedc r die CD U noch 
die srD o hne weiteres in de r Lage. ihre ideo logi­
sche n Pr3fcre nze n in ma te riel le poli tisc he Entschei­
dunge n umzuse tze n. 

:-':ebe n spezifisch kommunatpolit ischen Trad it io nen 
begrenzen r-,'ferkm alc des deutschen Pan eiensy­
sterns die bruch lose Umsetzung \'on Parte iideolo­
gien in staatliche Entscheidungen. Seit de r G rün­
dung der Bund esrepubl ik verloren die be ide n gro­
ßen Parteien zu nehmend ihre exkl usi\'e Veranke­
ru ng in bestimmten gesc llschaftlichen Gruppe n und 
wurden zu Mittelschichtpa rte ien. Mi t dem Wandel 
ihrer Anhängerscha ft ging auch eine ge wisse pro­
grammati sch-ideologische Konvergenz der Part eien 
e inher. 1m Inte resse ihre r Mehrheitsnihigkei t kann 
di e SPD keine dezidi e rt sozialistische Wi rt schafts­
un d Sozialpoli tik be tre iben: in einer sü kularisie rten 
Gese llschaft müssen sich die Union<;partcien aus 
den gleichen Gründe n um die Unte rst ützung kirch­
lich nicht ge bu ndener Wähler im A rbe itnchmerla­
ger bemühen. Die Umsetzung ideologischer Z iele 
in Regie run gspolit ik wird schl ießlich in de r Bundes­
republik dadurch e rschwert, daß die beide n große n 
Partei en im Regelfa lle au f e ine Koali ti on mi t der 
FDr angewiesen sind. Die Fraktio nali sierung des 
Parte iensystems ist in unsere n Untersuchun gsein· 
he iten noch deUllich stärker ausgeprägt als im na­
tionalen politi schen System. Dies erschwert zusä tz­
lich d ie Realisieru ng parte ipol itischer Z iele in de r 
kommunalen Entscheidungsp rax is. 

Die Wirksamkeit pan eipoliti schcr Ei nfl üsse fü r di e 
kommu nal e Ausgabe ngesta ltung wird weite rhin 
du rch die Einbindun g der Kommunen in den staa t­
lichen Finanzierungs- und Le istungsve rbund einge­
schrä nk t: Aufgrund de r Verte ilu ng der Kompe ten­
zen auf dem Gebie t de r Fina nzgesc tzgebung v(' rfü· 
ge n die Kommunen kaum über e inen e ige nen Ge. 
staltungsspic lraum in der Abga ben pol itik . E inen 
erheblichen Teil ihrer Einnahmen beziehen sie nach 
einem e indeuti g fes tli egende n Verte ilu ngsschlHssc1 
aus dem staatlichen Finan zverbund. Inso fe rn ist die 
kommunale Einnahme npoliti k ve rgleichswe ise we· 
nig flexibe l. die ideologischen Präfe renzen der lo ka· 
len Parteiorga ni sa ti onen können in ihr kaum zum 
Zuge ko mmen .· Die aus inte rnational ve rgle ichen­
den Unte rsuchunge n bekannten U nte rschi ede in 
den A bgabe nquoten konserva ti v/Liberal und sozial-

55) Vgl. für unsere Un tcrsuchungscinheilc n: O . W. Gabriel 
(Anm. 10). 
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demokratisch/sozialistisch regiert er Staa ten sind in 
der Hausha lt spolitik kommunale r Gebietskörpe r­
schaften ni cht zu erwarte n. vor a ll em dan n nicht. 
wenn sich die Un te rsuchun g auf ein Bundesland 
be'iochränkl. In ihre r Ausgaben politik unt e rl iege n 
di e Gemeinde n ähn lichen cxte rnen Beschränku n­
ge n. Zahlreiche kommunale Ausgaben . insbeso n­
dere die fü r Parte icffek te besonders sen"iblen So· 
zi a 1a u ~g3bc n . resulti e ren aus bundcs- und l:::lndesg.::­
sc tzlich festgelegten Leistu ngs\"crpnichtungen der 
Kommunen . Im Bereich der Infrastruk turpolit ik 
we rden derartige exte rne Rahmenbe cJ ingungen 
ebenfa lls wirksam: E in e rheblicher Teil de r kom­
muna le n Investiti onen entfä llt au f r fl ichtaufgaben . 
be i de nen d ie Gemeinden und Ge meinde \'erbä nde 
ihre A usga ben all enfil IIs gradu ell variieren kö nnen. 
Zudem dürfte n di e Modali täten der lnvestitionsfi­
nanl.ie run g, insbesondere die Mi tfinanzie rung ko· 
steni nl ensiver In ves titionen durch stilatliche Zu­
weisungen , den Einn uß parte ipo li tischer Fakto­
ren auf Investitionsentscheidungen in Gre nze n hal­
ten. 

Obgleich sich in unse ren 49 Untersuchungsc inhei­
ten ke in nachhaltige r Einflu ß de r parte ipoli tischen 
Kräftcve rt eil ung auf die kommunale Inves tit ions­
po litik nachweise n läßt. e rl au bt dieses Ergebn is 
ke ine ge nere llen Schl ußfolge runge n über di e Be­
deutsamkeit oder Irrelevanz po li tischer Struktu r­
merkmale für die In halte ko mmunaler Entschei­
du nge n. Bei einer Analyse \"on Personalausga bc n 
oder de r komm unalen Ve rschu ldungspolilik kön­
nen pa rte ipolitiscbe Fakto ren eine wichtigere Rolle 
spie len . Der E infl uß andere r Merk ma le des lokalen 
po liti schen Systems , z. B. de r inneradministrat i\'cn 
Strukt uren . de r po li ti schen Akt ivität de r Bevö lke­
run g. der Zentralisie ru ng oder Fragmentierung der 
kommunalen Machtstrukturen oder der politischen 
Einste llu nge n der lo ka len Entscheidungsträge r auf 
d ie Umsetzu ng \'on Inputs in O utputs wurden hi e r 
nicht unt e rsucht. A us diesem Grunde sage n unsere 
E rgebnisse nichts übe r di e ge nerelle Bedeut ung 
polit ischer Struktu ren und Prozesse für de n Inhalt 
politi scher Entscheidunge n aus. sondern nur über 
die Bedeutung der partei po li tiSChen Kräftekonstel­
lation für spezifische polit ische Aktivi tä ten auf e in­
ze lnen Politikfe lde rn . Der Umstand , daß in der 
Investi tionspolitik a ls e inem wichtige n kommu na­
len Handlun gsbe rc icb mit vergle ichsweise große n 
poli ti schen Gestaltu ngsmöglichkeilen a llenfa lls be­
scheide ne und von Poli ti kfe ld zu Poli tikfeld vari­
ierende Parte ieffe kt e nachwe isba r si nd , deutet auf 
e ine n großen Einfluß der Traditio n einer primär 
sachbezogenen Kommunalpoli tik hin , di e durch 
die E inbindung der Kommunen in ein umfasse n­
des System der PoJi tikve rilechtung noch verstärkt 
wird . 
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